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D
as Asylrecht der Bundesrepublik
kann nur historisch verstanden
werden. Was politische Verfol-
gung ist, das wussten die Väter

und Mütter des Grundgesetzes ziemlich ge-
nau, schon weil viele Deutsche während
der NS-Zeit Schutz in anderen Ländern
Europas oder in Übersee gesucht haben.
Das Asylrecht hat viel mit der Entwick-
lung freiheitlicher Demokratien zu tun,
aber auch viel mit der Differenz von Bür-
ger- und Menschenrechten. Das Asylrecht
ist für diejenigen gedacht, denen Bürger-
rechte verwehrt werden und die deshalb
menschenrechtlichen Schutz woanders su-
chen. Asylgründe sind politische Gründe
– und nach dem Nationalsozialismus hat
sich bis spätestens 1990 der politische
Fluchtgrund als ein besonders hohes Gut
während des Kalten Krieges erhalten. Je-
der Flüchtling aus dem Osten war ein Ge-
winn für den Westen, war eine Abstim-
mung für die Freiheit, war ein Beweis für
die zivilisatorische Unterlegenheit der
sowjetisch gestützten Regime.

Wirtschaftliche Erwägungen spielten
hier keine Rolle. Ein Flüchtling aus dem
Osten mag seine ökonomischen Bedingun-
gen mit der Flucht nach Westen zumeist
verbessert haben, aber seine Herkunft
machte ihn zu einem politischen Flücht-
ling. Vor diesem Hintergrund muss man
den heute zumeist pejorativen Gebrauch
des Begriffs „Wirtschaftsflüchtling“ verste-
hen. Der Begriff meint: Es sind ja schlicht
subjektive, nachgerade egoistische Grün-
de, die jemanden aus wirtschaftlichen
Gründen flüchten lassen, während politi-
sche Gründe eine objektive Ordnung spie-
geln, die durchaus positiv zu wenden sind:
Wer aus politischen Gründen zu uns
kommt, bestätigt unsere zivilisatorische
Überlegenheit, wer aus wirtschaftlichen
Erwägungen kommt, wird ein Konkur-
rent, auch noch einer, der staatliche Zu-
wendungen für Wohnung, Nahrung und
Telekommunikation erhält, während wir
uns dies selbst erarbeiten müssen. Politi-
sche Freiheit ist ein sich selbst erneuern-
des Gut, wirtschaftliche Güter dagegen
sind knapp.

Diese Differenz bestätigt übrigens auch
die Genfer Flüchtlingskonvention, die
letztlich jeden Flüchtling, der aus ökono-
mischen Gründen kommt oder um dem
Elend zu entgehen, zum illegalen Einwan-
derer macht. Illegalität ist gewissermaßen
die kleine ökonomische Schwester der Le-
gitimität des politischen Flüchtlings.

In der Bundesrepublik wurden im Jahre
2014 nicht einmal zwei Prozent der An-
tragsteller nach Artikel 16 a GG als Asyl-
bewerber anerkannt, jedoch wurde knapp
der Hälfte der Bewerber ein nach unter-
schiedlichen Rechtsfiguren definierter
Aufenthaltsstatus gewährt. Wenn man die
Polemiken und den Hass gegen Flüchtlin-
ge richtig versteht, geht es zumeist gar
nicht in erster Linie um kulturelle Diffe-
renzen oder Ähnliches. Das kann man
schon daran erkennen, dass man sich vor
Islamisierung am meisten dort fürchtet,
wo es fast keine Muslime gibt. Das ist ähn-
lich manisch wie die Furcht vor der Chris-
tianisierung des Morgenlandes, die einen
Teil der muslimischen Extremistenbewe-
gungen im Nahen und doch so fernen Os-
ten motivieren. Was im Vordergrund
steht, ist jene angebliche Privilegierung
von Flüchtlingen, die staatliche Leistun-
gen erhalten, ohne etwas dafür zu tun.
Das normale Ressentiment ist weniger ein
kulturelles, schon weil man es mit der eige-
nen kulturellen Identifizierbarkeit nicht
gar so kunstvoll hinbekommt. Das Ressen-
timent besteht darin, dass man bei den
Flüchtlingen einen Mechanismus außer
Kraft gesetzt wähnt, der zur ureigenen
Selbstbeschreibung gehört: dass man das,
was man besitzt und worüber man verfü-
gen kann, durch eigene Arbeit oder mit
aus Arbeit resultierender Anspruchsbe-
rechtigung bezieht. Es ist dieser Mechanis-
mus, der insbesondere in jenen Schichten
eine besondere Rolle spielen dürfte, in de-
nen Arbeit weniger Eigensinn hat als
Zweck ist – was sich der mittelschichtsori-
entierte Diskursfähige nicht vorstellen
kann. Dort ist man ja inzwischen daran ge-
wöhnt, dass die einstige Grundformel der
bürgerlichen Gesellschaft, nämlich nicht
nur klaglos zu tun, was man soll, sondern
zugleich auch noch zu wollen, was man
soll, die Basis aller postfordistischen Koor-
dinationsarbeit geworden ist. Zu wollen,
was man soll, entkoppelt zwar nicht Ar-
beit und Leistung von Einkommen, hält
diesen Zusammenhang aber nicht für den
entscheidenden Sinngehalt der Tätigkeit.

Für diese Gruppen ist die Anspruchsbe-
rechtigung des Flüchtlings mit Aufent-
haltsstatus weder eine konkrete Konkur-
renz noch spielt es sich auf einer irgend-
wie vergleichbaren Ebene ab. In diesen
Arbeitsformen geht es eher um die Arbeit
an der eigenen Person, am eigenen Ver-
mögen, um das, was die linke Entfrem-

dungskritik heute mit dem Schimpfwort
des Arbeitskraftunternehmers belegt.
Von diesen ist der Flüchtling weit ent-
fernt – und für diese ist der Flüchtling
kein Konkurrent und auch keine Bedro-
hung. Im Gegenteil: Von dieser Perspekti-
ve aus ist man vor allem an qualifizierten
Flüchtlingen interessiert, denen Augenhö-
he zu gewähren damit zusammenhängt,
dass unsere Volkswirtschaft exakt jene
Leute braucht, die unternehmerisch den-
ken oder verwendbar sind.

Dagegen polemisiere ich nicht. Im Ge-
genteil, man kann davon ausgehen, dass
Europa und speziell eine auf Fachkräfte
angewiesene Volkswirtschaft wie die
deutsche auf dieses Humankapital bald
angewiesen sein wird. Diesen Schatz zu
heben kann nur von Vorteil sein. Der lau-
te Hass stammt wohl eher von denen, für
die Knappheitsmanagement sich vor al-
lem daran festmacht, knappe Arbeit und
knappe Entgelte miteinander in Einklang
zu bringen – Knappheit in dem Sinne,
dass es bei Arbeit vor allem um dieses
Knappheitsmanagement geht. Die Würde
des Arbeiters bestand einmal darin, dass
er der Entfremdung seiner Tätigkeit trotz-
te, dass er sie trotzdem gemacht hat und
damit die Hauptbedeutung darin lag, dem
produzierten Mehrwert so viel abzutrot-
zen, dass gutes Leben möglich war. Wie
in den bürgerlichen Schichten Selbstbe-
wusstsein und Selbsterzeugung durch die
Narrationsfähigkeit des eigenen Lebens
ermöglicht wurde, war es in den arbeiten-
den Schichten der Zusammenhang von
harter Arbeit und Ertrag. Nur wer arbei-
tet, soll auch essen – dieses Credo hat sich
tief in dieses Selbstverständnis einge-
brannt und macht auch in sozialdemokra-
tischen Milieus so etwas wie bedingungs-
loses Grundeinkommen eher unplausi-
bel. Dass umverteilt werden muss, ist hier
selbstverständlich, aber dann soll dies
fast ausschließlich nach Algorithmen ge-
schehen, die ihren Takt aus der Stellung
des Anspruchsberechtigten zur Erwerbs-
arbeit gewinnen.

Vor diesem Hintergrund ist der Flücht-
ling eine nachgerade extreme Bedrohung:
Er kommt nach Deutschland, unvorherge-
sehen, und wird, so lange er nicht im
Schatten der Illegalität verschwindet, völ-
lig unabhängig von Arbeit versorgt. Nicht
dass er wirklich gut versorgt würde, aber
es erscheint dem Ressentiment als exakt
das: Hilfen, die ansonsten nur an Arbeit
orientiert sind, werden entkoppelt von jeg-
licher Leistung gewährt. Es erscheint
dann wie eine Privilegierung von Unter-
privilegierten, die Ansprüche haben und
nicht erworben haben müssen. Aus die-
sem Holz sind die O-Töne geschnitzt, die
das Ressentiment weniger auf die geflüch-
teten Personen selbst als auf die Logik der
eigenen Anspruchsberechtigungen rich-
ten. Typische Sätze lauten: Die bekom-
men dies und jenes (Kleidung, Wohnung,
Lebensmittel, Schulgeld), ohne etwas da-
für getan zu haben. Der Hass sieht aus wie
ein Hass darauf, wie mühsam Subsistenz
dann doch erscheint – besonders im Ver-
gleich zu jener Art von Arbeit, die man
auch noch wollen soll.

V
ielleicht ist der Hass auf Flücht-
linge nur die andere Seite des
Ressentiments gegen „die da
oben“, die auch als Privilegierte

erscheinen. Der Ruf, den man auf den De-
monstrationen stets zu hören bekommt,
es seien alles Illegale, meint eigentlich, es
seien alles Illegitime; so illegitim wie „die
da oben“, die mit Privilegien ausgestattet
werden, die nicht leistungsadäquat sind.
Bis in die Papiere von Pegida und die AfD
kann man kaum etwas gegen die „wirk-
lich Verfolgten“ sagen, dafür umso mehr
über die Wirtschaftsflüchtlinge, die den
klassischen Mechanismus der Inklusion
in die Gesellschaft außer Kraft setzen: Ar-
beit als Subsistenzmittel.

Es ist nicht leicht, so zu argumentieren.
Denn wer wollte in Zweifel ziehen, dass
ökonomische Werte in erster Linie durch
produktive Arbeit erzeugt werden, und
wer wollte in Zweifel ziehen, dass nur das
verteilt werden kann, was zuvor erarbeitet

wurde? Diese Suggestivfragen mögen naiv
erscheinen, denn gerade kritische Geister
interessieren sich eher für Distributions-
fragen als für die Wertschöpfung und ihre
Bedingungen. Aber der Flüchtling ist ein
Symbol für eine Existenz, die Subsistenz
schon symbolisch von Arbeit trennt.

Eine dynamische, schnelle, pluralisti-
sche, nicht zentral gesteuerte Gesellschaft
ist darauf angewiesen, Menschen weitge-
hend unterbestimmt zu lassen und so für
vielfältige Rekombinationen zu sorgen.
Dass dies zu kulturellen Konflikten führt,
darf nicht verwundern. So dürften diejeni-
gen Kulturen politisch, ökonomisch, wohl
auch wissenschaftlich und rechtlich ins
Hintertreffen geraten, denen es nicht ge-
lingt, sich auf die Unterbestimmung des
Menschen und damit die Pluralisierung
seiner Möglichkeiten einzulassen. An der
Varianz oder der Enge etwa religiöser
oder traditioneller Vorgaben für gelunge-
nes Leben lässt sich dies deutlich messen.

Als Normalfall moderner Vergesell-
schaftung erschien seit dem neunzehnten
Jahrhundert die Zugehörigkeit zum Natio-
nalstaat, weswegen man auch so etwas
wie kollektive Gruppenexistenzen imagi-
nieren konnte, die die lose Koppelung zwi-
schen den unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Erwartungen fast unsichtbar ma-
chen konnten. Jedenfalls war die Zugehö-
rigkeit zu Nationalstaaten alternativlos.
Der Status der Staatenlosigkeit war schwe-
rer zu ertragen als Arbeitslosigkeit, Recht-
losigkeit, religiöse Heimatlosigkeit, Bil-
dungslosigkeit und Unwissenheit oder Fa-
milienlosigkeit. In dieser Gemengelage ist
der klassische Migrant der Moderne vor al-
lem jemand, der von einem nationalstaat-
lich organisierten Rahmen in einen ande-
ren zieht. Das gilt auch für den Flüchtling.
Ein Flüchtling wechselt den politischen
Bestimmungsraum, was dann politische
Gründe zu paradigmatischen Fluchtgrün-
den macht oder besser: zu legitimierba-
ren. Deshalb gibt es ein Recht auf politi-
sches Asyl, vielleicht noch auf ein religiö-
ses, wenn es dem Herkunftsstaat nicht ge-
lingt, Religionsfreiheit zu garantieren. Es

gibt aber kein Bildungs- und Wissensasyl,
auch kein Familienasyl. Und schon gar
kein Recht auf ökonomisches Asyl.

Zerfallene oder autoritäre Staaten kor-
relieren oft mit ökonomischer Impotenz
und ökonomischer Zukunftslosigkeit, mit
maroden Rechtssystemen und der Unfä-
higkeit, die eigene Bevölkerung zu versor-
gen. Wer vor den religiös codierten Kon-
flikten im Nahen Osten flieht oder vor
den Folgen des Staatszerfalls des ehemali-
gen Jugoslawien geflohen ist, hat immer
auch wirtschaftliche Gründe. Die Flucht
aus afrikanischen Staaten ohne angemes-
sene Infrastruktur hat in den allermeisten
Fällen auch eine ökonomische Dimensi-
on. Die Flucht aus Afghanistan und aus
dem Irak ist selbstverständlich auch öko-
nomisch motiviert, nicht nur politisch
oder religiös.

Fluchtgründe und Fluchtformen ähneln
heute eher vormodernen Zeiten, als man
es etwa in ganz Europa oder Nordamerika
stets mit erheblichen Bevölkerungsbewe-
gungen zu tun hatte, für die stets so etwas
wie multikausale Push-und-pull-Faktoren
für das Verlassen der alten Heimat galten.
Viele Regionen Europas leben geradezu
davon, bestimmte Gruppen angezogen
oder abgewehrt zu haben. Man hat mit Mi-
gration Bevölkerungspolitik betrieben.
Und die Ungleichheit der Regionen hat
dazu geführt, dass es zu Wanderungsbewe-
gungen kam. Zwischen Flucht und Migrati-
on konnte man gar nicht so genau unter-
scheiden, und letztlich gilt das heute wie-
der, zumal sich Migration von außen nach
Europa fast nur in Fluchtform darstellt.

Diese Diagnose enthält keine Lösung.
Sie plädiert nicht naiv-romantisch für ei-
nen Wegfall aller Grenzen und völlige
Freizügigkeit, sie wirbt aber dafür, die Ka-
tegorien der gesellschaftlichen Wirklich-
keit anzupassen, was ja schon dadurch ge-
schieht, dass mit der sehr engen Definiti-
on des politischen Asyls in Deutschland
eben nur rund zwei Prozent als Asylbe-
rechtigte anerkannt werden, die normati-
ve Kraft des Faktischen aber dauerhafte
Migration vollzieht.

D
er Hass auf den Wirtschafts-
flüchtling hat viel mit der als
prekär erlebten Inklusion von
Autochthonen in eine komplexe

Gesellschaft zu tun. Er hat aber womög-
lich auch damit zu tun, dass die böse Diag-
nose vom „Asylbetrug“ nicht ganz falsch
ist. Nicht in dem Sinne, dass diejenigen,
die kommen, in betrügerischer Absicht
kommen, sondern in dem Sinne, dass un-
sere unpassenden Kategorien in Europa
Gestrandete dazu zwingen, irgendwie ille-
gal zu sein. Unsere Kategorien bestätigen
also die Vorurteile jener, deren Ressenti-
ments wir das Recht entgegenhalten: eine
ausweglose Situation.

Nicht unerwähnt lassen sollte man
aber, dass es einen besonderen Typus des
gebildeten Engagierten gibt, gerne im
Zusammenhang mit Hochkulturinstitu-
tionen wie dem Theater oder mit kirch-
licher Beteiligung, die geradezu darum
kämpfen, dem Flüchtling etwas vom Sta-
tus des politischen Sonderlings und kultu-
rell Interessanten zurückzugeben. Es wer-
den Begegnungen organisiert, Kulturen
und Religionen treffen aufeinander, es ist
viel von Praxis die Rede, man möchte et-
was von persönlichen Schicksalen hören
und mehr Gemeinschaftlichkeit und Ge-
meinsamkeit erzeugen, als es einer mo-
dernen Gesellschaft womöglich guttut.
Ich habe den Eindruck, dass die hoch-
kulturelle Vereinnahmung des Flücht-
lings in solchen Projekten den „sprechen-
den Flüchtling“ hervorbringen soll, der
mehr von sich preisgibt, als es Autochtho-
ne je müssten. Der sprechende Flücht-
ling wird damit zum funktionalen Äquiva-
lent für den klassischen politischen
Flüchtling, der immer schon eine Ge-
schichte mit sich herumgetragen hat, al-
lerdings eher eine kollektive Geschichte.
Jetzt werden die Flüchtlinge zwangsau-
thentisiert, womit sich vielleicht ein en-
gagiertes Milieu eher Distinktion von
den pöbelnden Kleinbürgern vor Flücht-
lingsunterkünften verschafft als Lösun-
gen für Flüchtlinge.

Es ist gar nichts gegen Engagement zu
sagen – und alles, was sich von den Pö-
belnden distanziert, ist zu begrüßen.
Aber die Kategorien, mit denen da gear-
beitet wird, sind oftmals untauglich.
Überall sprießen Initiativen, die auslo-
ten, wie man „gemeinsam“ leben kann
und die Leute dann zum Reden bringt. Es
wird dann eine gemeinsame Sprache ent-
wickelt, also doch wieder ein Container,
in dem wir drin sein sollen, obwohl die
faktische Lebensform – gerade von
Flüchtlingen – anders aussieht. Die enga-
gierten Milieus sind geübt darin, große
Sätze zu sprechen und andere zum Spre-
chen zu bringen. Was freilich nottut, sind
unaufgeregte Formen der Inklusion, ar-
beitsrechtliche und -praktische Arrange-
ments, schulische Initiativen, Sprachför-
derung vor allem für Kinder. Ich frage
mich manchmal, wie es aus der Perspekti-
ve von Flüchtlingen wohl aussieht, einer-
seits vor einem schwierigen Gewirr von
Ämtern und Instanzen um Inklusions-
möglichkeiten zu kämpfen, andererseits
als kulturelle Form herhalten zu müssen,
das ganz andere sein zu sollen. Am bes-
ten, das wissen wir aus klassischen Ein-
wanderungsländern, geht es Migranten
(welcher Art auch immer), wenn sie mög-
lichst wenig erzählen müssen. Erst dann
entstehen ganz neue Geschichten.

Armin Nassehi ist Professor für Soziologie an der
Ludwig-Maximilians-Universität München und
Herausgeber des „Kursbuchs“. Der Beitrag ist die
gekürzte Fassung eines Artikels in der am Freitag
erscheinenden und dem Thema Flüchtlinge ge-
widmeten Nummer des „Kursbuchs“.

Nicht nur die syrischen Flüchtlinge,
auch die deutschen Helfer sehen er-
schöpft und mitgenommen aus. Man er-
kennt sie an Bluejeans oder Shorts, wei-
ßen Gummihandschuhen, Logos von
Hilfsdiensten und Namensschildern auf
der Brust, während die Flüchtlinge trotz
der Hitze Kopftücher, Jacken oder Pull-
over tragen; die Kleinkinder sind dick
vermummt, größere hopsen auf Trampo-
linen oder malen mit bunter Kreide Krit-
zeleien auf den Asphalt.

„Fuck“ steht am Eingang zu Haus C,
wo Kranke untersucht und Medikamen-
te ausgegeben werden, neben dem Wort
„Okay“, und die einander ausschließen-
den Extreme entsprechen dem, was
hier, auf dem Gelände des früheren
Krankenhauses Moabit, derzeit passiert:
einerseits zermürbendes Warten darauf,
registriert und als Asylsuchender aner-
kannt zu werden, wobei niemand sagen
kann, wo und wie lange man anstehen
muss und warum die bürokratische Pro-
zedur so und nicht anders verläuft; ande-
rerseits Gratiszuteilung von Babynah-
rung und Trinkwasser, frischen Früch-

ten und warmem Essen – ein Filmcate-
ring-Service macht’s möglich.

Vor dem Haus C werden von Anwoh-
nern gespendete Schuhe und Kleider ver-
teilt, und verglichen mit der Hölle des
Krieges in Syrien, dem die Flüchtlinge
entronnen sind, gemessen auch an den
Zuständen in Griechenland oder Maze-
donien, ist das Krankenhaus Moabit, wo
Alfred Döblin als Arzt praktizierte und
Georg Groscurth den Widerstand orga-
nisierte, fast schon der Vorhof zum Para-
dies. Zwischen ihnen und deutschen Hel-
fern vermitteln bärtige Sicherheitsleute,
die Arabisch, Türkisch oder Kurdisch
sprechen und von den Flüchtlingen ge-
nervt werden mit Fragen, die sie nicht
beantworten können.

Was trotzdem Hoffnung macht, ist die
überwältigende Hilfsbereitschaft der
Berliner Bevölkerung: Hunderte von
Ärzten und Sanitätern haben sich frei-
willig gemeldet, deren Einsatz noch ko-
ordiniert werden muss, und ein Spen-
der, der anonym bleiben will, hat 500
Euro zum Ankauf von Medikamenten
zur Verfügung gestellt.

„Die Welt-Dörfer rüsten zum Sturm
auf die Welt-Städte“: Dieser Slogan aus
der Kulturrevolution ist über Nacht
Wahrheit geworden in einer Art und
Weise, die Mao Tse-tung nicht voraus-
sah, als er die Einkreisung der Städte
durch seine Bauernarmee auf das Ver-
hältnis von Erster und Dritter Welt über-
trug – die Zweite, damals noch sozialisti-
sche Welt blieb außen vor. Heute, im Zei-
chen der Globalisierung durch Jet-Tou-
rismus, Smartphones und weltweites In-
ternet, ist diese Utopie Wirklichkeit ge-
worden in einer Quantität und Qualität,
die frühere Völkerwanderungen wie Ba-
gatellen erscheinen lässt und die Wälle
der Festung Europa zu schleifen droht.

Dass die säuberliche Trennung zwi-
schen Erster und Dritter Welt nicht län-
ger aufrechtzuerhalten ist und die Habe-
nichtse aus Afrika und dem Mittleren Os-
ten an unsere Türen klopfen werden, hat-
ten Analysten seit langem vorausgesagt.
Nun ist es so weit, und sie nehmen wie
Erdbebenopfer oder Überlebende eines
Tsunamis nicht bloß Fußgängerzonen,
sondern auch Parks und Grünflächen in
Besitz. Die Zeiten sind vorbei, wo die

Spießbürger sich behaglich zurücklehn-
ten, wenn „hinten, weit, in der Türkei,
die Völker aufeinanderschlagen“; der An-
blick der Modernisierungsverlierer vor
der eigenen Haustür verdirbt ihnen die
Laune und den Appetit, denn nicht nur
die Vormachtstellung – die schiere Exis-
tenz des Industriestandorts Deutschland
steht auf dem Spiel. Die Ängste der Bür-
ger sind berechtigt, obwohl die Bundesre-
publik kein mit Schiffbrüchigen überfüll-
tes Flüchtlingsboot ist, das wie das Floß
der Medusa steuerlos auf den Wellen
treibt. Aber wohin soll es führen, wenn
der tägliche Andrang Tausender nicht
bloß Wochen, sondern Monate und Jah-
re hindurch anhält – Tendenz steigend?
Auf diese Frage habe ich keine fertige
Antwort parat, noch weniger eine Hand-
lungsanweisung, und weiß nur, dass das
Römische Reich, um im nautischen Bild
zu bleiben, die Segel strich, als es in ver-
gleichbare Turbulenzen geriet.
Der Schriftsteller Hans Christoph Buch, geboren
1944, ist vor allem mit seinen literarischen
Reportagen aus konfliktbeladenen Weltregionen
bekannt geworden. Zuletzt veröffentlichte er
den Roman „Baron Samstag“ sowie den Essay
„Boat People – Literatur als Geisterschiff“.

Das Ressentiment und der gebildete Exotismus

Besser als da, wo sie herkommen, ist es hier allemal
Hilfe und Warten: Eine Momentaufnahme aus dem früheren Krankenhaus Moabit / Von Hans Christoph Buch

Wie kommt es, dass der
„Wirtschaftsflüchtling“
so viel Hass auf sich
zieht? Über eine Symbol-
figur, an der sich die
Besonderheiten des
deutschen Asylrechts
zeigen.

Von Armin Nassehi

Was nach den ersten Hilfeleistungen gebraucht wird, sind ganz pragmatische Formen der Inklusion: Blick auf das Gelände der Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende in Trier Foto dpa


